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Reichs⸗Geſetzblatt. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe in Deutſch⸗Oſtafrika. S. 1. 


(Nr. 1929.) Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe in Deutid) - Oftafrifa. Vom 
1. Januar 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen 2. 


verordnen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete (Reichs⸗Geſetzbl. 1888 S. 75), für Deutſch⸗Oſtafrika im Anſchluß 
an die Verordnung vom 18. November 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 527) im Namen 
des Reichs, was folgt: 
ra 

Das Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 197) kommt in Gemäßheit des A 2 des Geſetzes, betreffend die 
Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete, in den Gebieten, auf welche ſich die 
Verordnung vom 18. November 1887 bezieht, ſowie in dem ſeitens des Sultans 
von Zanzibar abgetretenen Küſtengebiet ſammt deſſen Zubehörungen und der Inſel 
Mafia vom 1. Januar 1891 ab mit den in dieſer Verordnung vorgeſehenen Ab⸗ 
änderungen zur Anwendung. 


$. 2. 

Der Gerichtsbarkeit ($. 1 Abſatz 2) unterliegen alle Perſonen, welche in 
dem Schutzgebiete wohnen oder ſich aufhalten, oder bezüglich deren, hiervon ab⸗ 
geſehen, ein Gerichtsſtand innerhalb des Schutzgebietes nach den zur Geltung 
kommenden Geſetzen begründet iſt, die Eingeborenen jedoch nur, inſoweit ſie nach 
der bisherigen Uebung der Gerichtsbarkeit des Reichskommiſſars unterſtellt waren. 


$. 3. 
Der Gouverneur beſtimmt mit Genehmigung des Reichskanzlers, wer als 
Eingeborener im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen iſt und inwieweit Eingeborene 


der Gerichtsbarkeit über das im $. 2 bezeichnete Maß hinaus zu unterſtellen ſind. 
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Ausgegeben zu Berlin den 1. Januar 1891. 


Gem, 2 wc? 


ass 
Die Sitze und Bezirke der Gerichtsbehörden erſter Inſtanz werden von dem 
Reichskanzler beſtimmt. 
. 


Als Berufungs- und Beſchwerdegericht wird an Stelle des Reichsgerichts 
(Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit $$. 18, 36, 43) eine Gerichtsbehörde 
zweiter Inſtanz am Sitze des Gouverneurs errichtet, welche aus dem vom Reichs⸗ 
kanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter Inſtanz ermächtigten Beamten 
als Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſteht. 

Auf die Beiſitzer und den Gerichtsſchreiber finden die Vorſchriften in F. 6 
Abſatz 2, . 7, 8 und 10 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit ent- 
ſprechende Anwendung. 

F. 6. 


Die Zuſtellungen werden ausſchließlich durch die zur Ausübung der Ge— 
richtsbarkeit ermächtigten Beamten veranlaßt. 

Dieſelben haben dafür zu ſorgen, daß die innerhalb des Bezirks, in 
welchem die Gerichtsbehörde ihren Sitz hat, zu bewirkenden Zuſtellungen mit der 
nach den vorhandenen Mitteln möglichen Sicherheit erfolgen. Sie erlaſſen unter 
der Aufſicht des Gouverneurs die hierfür erforderlichen Anordnungen und über⸗ 
wachen deren Befolgung. 

Zuſtellungen in dem Verfahren erſter Inſtanz außerhalb des Bezirks, in 
welchem die Gerichtsbehörde ihren Sitz hat, erfolgen im Wege des Erſuchens. 


E? 


R. 6 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten find in dem Verfahren vor den Ge— 
richtsbehörden in dem Schutzgebiete alle Entſcheidungen, einſchließlich der auf 
Grund einer mündlichen Verhandlung ergehenden, von Amtswegen zuzuſtellen. 
Dieſe Vorſchrift findet auch auf die Zuſtellung der Zahlungs- und Vollſtreckungs⸗ 
befehle an den Schuldner, ſowie der Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchlüſſe an 
den Schuldner und den Drittſchuldner Anwendung. 

Für Beſchlüſſe, welche lediglich die Prozeß- oder Sachleitung, einſchließlich 
der Beſtimmung oder Aenderung von Terminen betreffen, genügt die Verkündung. 

Die Beglaubigung der zuzuſtellenden Schriftſtücke kann in allen Fällen 
durch den Gerichtsſchreiber erfolgen. 

Soll durch eine Zuſtellung eine Friſt gewahrt oder der Lauf der Verjährung 
oder einer Friſt unterbrochen werden, ſo treten die Wirkungen der Zuſtellung 
bereits mit der Einreichung des zuzuſtellenden Schriftſtücks bei der Gerichtsbehörde 
ein, ſofern die Zuſtellung demmächſt bewirkt wird. 

Bei Bewilligung der öffentlichen Zuftellung einer Ladung kann die Gerichts- 
behörde anordnen, daß eine Einrückung in öffentliche Blätter nicht erforderlich ſei. 

Wohnt eine Partei außerhalb des Bezirks, in welchem die Gerichtsbehörde 
ihren Sitz hat, ſo kann, falls ſie nicht einen daſelbſt wohnhaften Prozeß⸗Bevoll⸗ 
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mächtigten beſtellt hat, angeordnet werden, daß ſie eine daſelbſt wohnhafte Per⸗ 
ſon zum Empfange der für ſie beſtimmten Schriftſtücke bevollmächtige. Dieſe 
Anordnung kann ohne mündliche Verhandlung erfolgen. Der Zuftellungsbevoll- 
mächtigte iſt bei der nächſten gerichtlichen Verhandlung oder, wenn die Partei 
vorher dem Gegner einen Schriftſatz zuſtellen läßt, in dieſem zu benennen. Ge 
ſchieht dies nicht, ſo können alle ſpäteren Zuſtellungen bis zur nachträglichen Be— 
nennung durch Anheftung an die Gerichtstafel bewirkt werden. 

Der Nachweis über die erfolgte Zuſtellung iſt zu den Gerichtsakten zu 
bringen. 

SS 


In dem Verfahren vor der Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz nehmen in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in Konkursſachen und in den zur ſtreitigen Gerichts 
barkeit nicht gehörenden Angelegenheiten die Beiſitzer nur an der mündlichen Ver: 
handlung, ſowie an den im Laufe oder auf Grund derſelben ergehenden Ent- 
ſcheidungen Theil. Jedoch erfolgt die Entſcheidung über das Rechtsmittel der Be⸗ 
ſchwerde unter Mitwirkung der Beiſitzer, wenn die angefochtene Entſcheidung unter 
Mitwirkung von Beiſitzern ergangen iſt. 

N In dem Verfahren zweiter Inſtanz iſt eine Vertretung durch Rechtsanwälte 
nicht geboten und findet der $. 269 der Civilprozeßordnung keine Anwendung. 
Die Vorſchriften in § . 464 und 468 der Civilprozeßordnung gelten auch 
für das Verfahren zweiter Inſtanz. 

Bul) 

Die Zwangsvollſtreckung im Schutzgebiete erfolgt ausſchließlich durch die 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz ermächtigten Beamten, welche 
unter Oberaufſicht des Gouverneurs die hierfür erforderlichen Anordnungen er— 
laſſen. Der Beibringung einer vollſtreckbaren Ausfertigung bedarf es nicht, ſo— 
weit dieſelbe von dem Gerichtsſchreiber der Gerichtsbehörde, durch welche die 
Zwangsvollſtreckung zu erfolgen hat, zu ertheilen ſein würde. 

Die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz ermächtigten Beamten 
können nach Anordnung der Zwangsvollſtreckung mit der Ausführung andere 
Perſonen beauftragen, welche nach ihren Anweiſungen zu verfahren haben. 


F. 10. l 
Vollſtreckbare Ausfertigungen dürfen von dem Gerichtsſchreiber nur auf 
Anordnung des zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten ertheilt 
werden. 
§. 11. 


In Strafſachen findet die Hauptverhandlung ohne die Zuziehung von Bei— 
ſitzern ſtatt, wenn der Beſchluß über die Eröffnung des Haupwerfahrens eine 
Handlung zum Gegenſtande hat, welche zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte 
oder zu den in den Së. 74, 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Ver- 
gehen gehört. 
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"aer 
Der Angeklagte kann auf feinen Antrag oder von Amtswegen wegen 
großer Entfernung ſeines Aufenthaltsortes oder wegen ſonſtiger Hinderniſſe von 
der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Haupwerhandlung entbunden werden, 
wenn nach dem Ermeſſen der Gerichtsbehörde vorausſichtlich keine andere Strafe 
als Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten, oder Geldſtrafe oder Einziehung allein 
oder in Verbindung mit einander zu erwarten ſteht. 


$. 13. 

Die Gerichtsbarkeit in den zur Zuſtändigkeit der Schwurgericht gehörenden 
Sachen wird für das Schutzgebiet den vom Reichskanzler zu bezeichnenden Ge⸗ 
richtsbehörden erſter Inſtanz übertragen. 

Für dieſe Sachen finden die Vorſchriften Anwendung, welche für die im 
$. 28 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten Strafſachen gelten. 


SE! 

In Strafſachen findet vor der Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz in Bezug 
auf die Zuziehung der Beiſitzer die Vorſchrift des F. 30 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes mit der oben im F. 7 Abſatz 1 bezeichneten Maßgabe Anwendung. Den 
Umfang der Beweisaufnahme beſtimmt das Gericht, ohne hierbei durch Anträge, 
Verzichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. 

Die Mitwirkung einer Staatsanwaltſchaft findet nicht ſtatt. 

Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat Anſpruch auf An⸗ 
weſenheit in der Hauptverhandlung, wenn er ſich am Orte des Berufungsgerichts 
befindet. 

In den im H. 13 Abſatz 1 bezeichneten Sachen iſt die Vertheidigung auch 
in der Berufungsinſtanz nothwendig. In der Hauptverhandlung iſt die An- 
weſenheit des Vertheidigers erforderlich, der F. 145 der Strafprozeßordnung findet 
Anwendung. 

Im Uebrigen verbleibt es bei den Vorſchriften im $. 40 des Geſetzes über 
die Konſulargerichtsbarkeit. 

$. 15. 

Die Todesſtrafe iſt durch Erſchießen oder Erhängen zu vollſtrecken. 

Der Gouverneur beſtimmt, welche der beiden Vollſtreckungsarten in dem 
einzelnen Falle ſtattzufinden hat. 

$. 16. 

In dem Verfahren vor den Gerichtsbehörden im Schutzgebiete finden das 
Gerichtskoſtengeſetz und die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, für Zeugen 
und Sachverſtändige, ſowie für Rechtsanwälte keine Anwendung. 

Die Vorſchriften, welche an Stelle der bezeichneten Geſetze zu treten haben, 
werden von dem Reichskanzler erlaſſen. 
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Sera 

Die nach F. 2 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete, für die Rechtsverhältniſſe an unbeweglichen Sachen einſchließlich des 
Bergwerkseigenthums maßgebenden Vorſchriften finden keine Anwendung. 

Der Reichskanzler und mit deſſen Genehmigung der Gouverneur ſind bis 
auf Weiteres zur Regelung dieſer Verhältniſſe befugt, die erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen zu treffen und insbeſondere die Vorausſetzungen für den Erwerb und die 
dingliche Belaſtung von Grundſtücken durch Rechtsgeſchäfte mit den Eingeborenen 
feſtzuſtellen. 

$. 18. 

Das Geſetz, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes von Reichsangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 599) findet in dem Schutzgebiete vom 1. Januar 1891 ab auf 
Perſonen, welche nicht Eingeborene (F. 3) find, Anwendung. 


$. 19. 


Bis zur Uebernahme der Verwaltung durch den Gouverneur werden die 
dem letzteren auf Grund dieſer Verordnung zuſtehenden Befugniſſe von dem 
Reichskommiſſar wahrgenommen. 


$. 20. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 1. Januar 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Caprivi. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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